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Chronique générale

Eléments du système politique

Structures fédéralistes

Structures fédéralistes

Im Rahmen der Bundesratswahlen 2022 kam es auch zu ausführlichen Diskussionen um
die Vertretung der Regionen, die sich vorab um die sehr unterschiedliche bisherige
Zahl an Bundesratsmitgliedern aus den verschiedenen Kantonen drehte. Vor den
Ersatzwahlen 2022 wurde die Rangliste vom Kanton Zürich mit bisher 20 Vertreterinnen
und Vertretern in der Landesregierung angeführt, gefolgt vom Kanton Waadt mit 15 und
dem Kanton Bern mit 14 Vertrenden. Noch nie im Bundesrat vertreten waren bis dahin
die Kantone Jura, Nidwalden, Schaffhausen, Schwyz und Uri. 
Seit der entsprechenden Abstimmung im Februar 1999 spielt die Kantonsklausel
allerdings keine Rolle mehr. Bis damals war es nicht möglich gewesen, dass zwei
Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton stammten. Unklar war hingegen seit je
her, wie die Kantonszugehörigkeit genau definiert wird: durch den Wohnkanton oder
den Bürgerkanton; und aus welchem Kanton stamnen verheiratete Frauen, die über
mehrere Heimatrechte verfügten? So war etwa Ruth Dreifuss im Kanton Aargau
heimatberechtigt, hatte aber dem Berner Stadtrat angehört und ihre Papiere kurz vor
ihrer Wahl nach Genf verlegt. Bei der Diskussion um die Kantonszugehörigkeit eines
Bundesratsmitglieds stellt sich überdies die Frage, ob Mitglieder der Landesregierung
effektiv für «ihren» Kanton lobbyieren, wenn sie im Bundesrat sitzen. Nichtsdestotrotz
war die Kantonszugehörigkeit der verschiedenen Kandidierenden recht laute mediale
Begleitmusik der Bundesratsersatzwahlen 2022. Ob bei den Diskussionen um eine
mögliche Nichtvertretung des Kantons Zürich bei der Kandidierendensuche der SVP,
um lange Zeit untervertretene Kantone bei der Bewerbung von Heinz Tännler (ZG, svp)
oder Eva Herzog (sp, VS), um Kandidierende aus Kantonen, die gar noch nie im
Bundesrat vertreten waren bei den Kandidaturen von Michèle Blöchliger (NW, svp) oder
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU), um die sich verändernden Chancen der Berner-
SVP-Kandidaturen nach dem Rücktritt der Berner Bundesrätin Simonetta Sommaruga:
Stets wurde dem Herkunftskanton Relevanz zugesprochen.

Für Diskussionen sorgte freilich auch die Vertretung der Sprachregionen. Dass es nach
1917 zum zweiten Mal in der Geschichte zu einer Mehrheit von nicht-deutschsprachigen
Magistratinnen und Magistraten kommen könnte bzw. kam, wurde vor und nach den
Ersatzwahlen vor allem von der FDP kritisiert. Die Freisinnigen forderten, dass dies nur
für «eine kurze Übergangszeit» so bleiben dürfe. Diese Entscheidung obliege der
Bundesversammlung, erwiderte SP-Fraktionspräsident Roger Nordmann (sp, VD). Die
Schweiz gehe nicht unter, nur weil es keine deutschsprachige Mehrheit im Bundesrat
gebe.

Das am meisten und nach den Ersatzwahlen vor allem in den Deutschschweizer Medien
mit einiger Heftigkeit diskutierte Thema war dann freilich die Untervertretung der
«urbanen Schweiz». Der Tages-Anzeiger sprach in seiner Online-Ausgabe davon, dass
«dieser Mittwoch kein guter Tag für die Schweiz» gewesen sei. 70 Prozent der
Bevölkerung und die «Fortschrittsmotoren» Zürich und Basel seien nun untervertreten.
Offen forderte die Zeitung den baldigen Rücktritt von Alain Berset und Guy Parmelin,
damit das Parlament dies nach den eidgenössischen Wahlen 2023 wieder korrigieren
könne. Darüber hinaus wurde kritisiert, dass hinsichtlich Finanzausgleich lediglich noch
«Nehmerkantone» in der Regierung vertreten seien. Andrea Caroni (fdp, AR) gab dem
St. Galler Tagblatt zu Protokoll, dass er Angst habe, dass die «erhebliche sprachliche
und geographische Schlagseite» im Bundesrat die Bundesverfassung strapaziere. Die
Aargauer Zeitung sprach von einer «Ballenberg-Schweiz», die jetzt dominiere, obwohl
eine «urbane Sichtweise» nötig wäre. Die Millionen Menschen, die in städtischen
Räumen lebten, seien nun ohne Stimme in der Landesregierung, die mehr «Zerrbild als
Abbild» sei, kritisierte erneut der Tages-Anzeiger. In ebendieser Zeitung befürchtete
Hannes Germann (svp, SH) schliesslich, dass das Parlament «ein Chaos angerichtet»
habe, weil dieses «krasse Ungleichgewicht» unschweizerisch sei. 
Für die WoZ stellte dies aber aus städtischer Sicht kein Problem dar, da wesentlich
wichtiger sei, welche unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen vertreten seien.
Noch pragmatischer urteilten die Westschweizer Medien. Mauro Poggia (mcg, GE)
brachte diese Haltung in La Liberté auf den Punkt: Er habe Vertrauen in die Intelligenz
der Personen in der Landesregierung: «Ce n'est pas parce qu'on est d'origine paysanne
qu'on ne pense pas aux villes.» Die Erfahrung, selber einmal zur Minderheit zu gehören,

DÉBAT PUBLIC
DATE: 07.12.2022
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



könne der Deutschschweiz vielleicht auch guttun, zitierte der Blick den Chefredaktor
seiner Romandie-Ausgabe. Auch Alain Berset meldete sich zu Wort: Er könne kein
Problem erkennen, weil die Menschen heute so mobil seien, dass sie sich nicht mehr in
Schablonen wie Stadt und Land pressen liessen. Die Vernetzung sei so gross, dass die
regionale Herkunft kaum mehr eine Rolle spiele.

Relations entre la Confédération et les cantons

Nachdem im Vorjahr zwei parlamentarische Vorstösse mit der Idee, ein
Mitspracherecht der Kantone bei der Frage nach der geologischen Tiefenlagerung
wieder einzuführen, gescheitert waren, ereilte eine Standesinitiative des Kantons
Nidwalden das gleiche Schicksal. Der Ständerat hatte in der Frühjahrssession den
Nidwaldner Antrag mit 21:16 Stimmen knapp abgelehnt, die grosse Kammer hiess ihn
hingegen gegen die Kommissionsmehrheit im Herbst mit 111: 68 Stimmen gut. In der
Zwischenzeit hatte auch der Kanton Schaffhausen einen Vorstoss (St.Iv. 13.302)
eingereicht, mit dem ebenfalls eine Änderung des Kernenergiegesetzes verlangt wird,
damit einem Kanton oder einer Region nicht gegen ihren Willen ein Tiefenlager
aufgezwungen werden kann. Der Ständerat hielt noch in der Wintersession 2013 an
seinem abschlägigen Entscheid fest und erteilte gleichzeitig auch dem neuen
Schaffhauser Anliegen eine Abfuhr – in beiden Fällen mit 23: 17 Stimmen. 1

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 03.12.2013
MARC BÜHLMANN

Le Conseil fédéral propose au Parlement d'accorder la garantie fédérale aux
constitutions de cinq cantons après que celles-ci aient été révisées. Dans le canton
d'Uri, la modification constitutionnelle concerne le droit de nécessité. Adopté en
votation populaire le 29 novembre 2020, le nouvel article (art. 90, al. 3, cst. UR) permet
au Conseil d'Etat d'introduire des arrêtés de nécessité pour une durée limitée. Ceux-ci
doivent être validés a posteriori par le Grand Conseil. La constitution du canton de
Schaffhouse a été dotée d'un article traitant de la transparence du financement de la
vie politique (art. 37a, cst. SH). Cette disposition, qui oblige notamment les personnes
élues ou candidates à des fonctions publiques à publier leurs liens d'intérêt, est
similaire à celles ajoutées aux constitutions de Schwyz et Fribourg, validées par le
Parlement en mars 2019. En Argovie, les compétences des autorités scolaires (§ 31 let.
b, cst. AG) ont fait l'objet d'une modification alors que l'article 55bis cst. AG sur la mise
en œuvre de la loi fédérale sur les jeux d'argent a été abrogé. Au Tessin, un article
concernant le principe de subsidiarité (art. 4, al. 4, cst TI), accepté par le peuple le 9
février 2020, a été ajouté à la constitution. Enfin, plusieurs modifications ont eu lieu
dans le canton de Genève. Alors que la présidence du Conseil d'Etat était attribuée
auparavant pour toute la législature, les membres de l'exécutif l'occuperont désormais
pour une année, avant de céder la place à un.e collègue (art. 105, al. 2 et 3, cst GE). Les
autres changements concernent notamment la concurrence fiscale intercantonale, les
institutions de maintien, d'aide et de soins à domicile et les droits des personnes en
situation de handicap. 
Après vérification, ces modifications sont conformes au droit fédéral, raison pour
laquelle le Conseil fédéral recommande leur adoption. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 04.06.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Stände- und Nationalrat haben in der Herbstsession 2021 den geänderten
Verfassungen der Kantone Uri, Schaffhausen, Aargau, Tessin und Genf oppositionslos
die Gewährleistung erteilt. Die einzige Wortmeldung zum Geschäft kam von
Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) im Ständerat. Er führte aus, dass das
Geschäft auch in der Kommission kaum zu Diskussionen Anlass gegeben hatte. Einzige
Ausnahme seien die neuen Genfer Verfassungsbestimmungen über die Steuerpolitik
gewesen, nach denen sich der Kanton für eine Verringerung des interkantonalen
Steuerwettbewerbs und bei der kantonalen Umsetzung von Steuerreformen des Bundes
für eine stärkere Steuerprogression einsetzen soll. Die Kommission sei aber wie schon
der Bundesrat in seiner Botschaft zum Schluss gekommen, dass diese Bestimmungen
unproblematisch seien, solange sich der Kanton Genf bei der Umsetzung in den
Grenzen des Bundesrechts bewege. Einer Gewährleistung stehe somit nichts im Weg. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.09.2021
HANS-PETER SCHAUB
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Collaboration intercantonale

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. Elf Kantone (notwendig für ein Kantonsreferendum wären acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung über das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach für die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfälle bringen würde. Die
Initiative dazu war von den Kantonsregierungen ausgegangen. Koordiniert durch die
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) hatten achtzehn Regierungen in den
kantonalen Parlamenten entsprechende Vorlagen eingebracht. 4

COLLABORATION INTERCANTONALE
DATE: 26.09.2003
HANS HIRTER

Das im Vorjahr eingereichte Kantonsreferendum gegen das
Steuerentlastungsprogramm des Bundes war erfolgreich. Das Volk lehnte am 16. Mai das
Steuerpaket deutlich ab, in keinem einzigen Kanton ergab sich eine Ja-Mehrheit. (Zum
Abstimmungsresultat siehe hier.)

COLLABORATION INTERCANTONALE
DATE: 16.05.2004
HANS HIRTER

Villes, régions, communes

Um die Interessen der Grossregion Zürich besser vertreten zu können und die
gemeinde- und kantonsüberschreitende Zusammenarbeit zu fördern, gründeten acht
Kantone und 65 Städte und Gemeinden aus der Nordost- und der Zentralschweiz
anfangs Juli den Verein „Metropolitanraum Zürich“. Bei den beteiligten Kantonen
handelt es sich um Zürich, Schaffhausen, Thurgau, St. Gallen, Schwyz, Zug, Luzern und
Aargau. 5

COLLABORATION INTERCANTONALE
DATE: 04.07.2009
HANS HIRTER

Die Kantone haben sehr unterschiedliche Strategien, was die Unterstützung von
Gemeindefusionen betrifft. Neben steuerlichen Anreizen, wie sie etwa in den Kantonen
Bern und Aargau eingesetzt werden, sind auch Top-Down-Vorgehen im Sinne von
kantonalen Strukturreformen zu beobachten. Die in den letzten Jahren wohl
umfassendste Reform dieser Art wurde im Kanton Glarus mit der Schaffung von nur
noch drei Gemeinden vollzogen. 
Weniger rasant verändert sich der Kanton Graubünden. Die von der Bevölkerung des
Ostschweizer Kantons bereits 2012 und 2014 beschlossene Gebietsreform soll auf den 1.
Januar 2016 in Kraft treten. Dies beschloss die Bündner Regierung Anfang 2015. Die
bestehende, komplexe Struktur aus 39 Kreisen, 14 Regionalverbänden und elf Bezirken
wird dann abgelöst durch elf neue Regionen, die als mittlere Ebene zwischen
Gemeinden und Kanton dienen sollen. 
Der radikalste Vorschlag wurde 2015 im Kanton Schaffhausen diskutiert. Der
Schaffhauser Regierungsrat legte in Beantwortung eines Postulates einen Bericht mit
zwei Varianten für eine Reform der Gemeindestrukturen vor. Ein Vorschlag sah dabei
vor, alle 26 Gemeinden aufzuheben und einen Einheitskanton zu schaffen. Die zweite
Variante sah eine Verringerung der Zahl an Gemeinden auf etwa 10 Einheiten vor. Die
Befürworter der radikalen Variante machten geltend, dass Dienstleistungen besser von
einer einzigen Administration erbracht würden. Die kleinen Gemeinden seien hingegen
nicht einmal mehr in der Lage, genügend Personal für alle politischen Ämter
aufzutreiben. Dies sei auch der Wirtschaft geschuldet: Unternehmen seien immer
seltener bereit, ihre Angestellten für Milizaufgaben freizustellen. Die Gegner der
Reform interpretierten die Idee des Einheitskantons als Angriff auf die direkte
Demokratie. Mit dem Verlust der Gemeindeautonomie gehe die Möglichkeit lokaler und
unmittelbarer politischer Mitsprache verloren. Ein angefordertes Gutachten des
Bundesamtes für Justiz sah keine Einwände gegen einen Einheitskanton. Ein Kanton
müsse keine Gemeinden einrichten; er sei vielmehr autonom in der Organisation seines
Gebietes. Eine Volksabstimmung über die beiden Vorlagen wurde auf 2016 angesetzt. 6

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Per 1. Januar 2016 wies das Bundesamt für Statistik noch 2'294 selbständige Gemeinden
aus – im Vergleich zu 2015 hatte sich die Zahl damit um 30 Gemeinden verringert. Im
Vergleich zu den Vorjahren nahm die Zahl der Gemeinden damit etwas weniger stark ab.
Für 2015 kann denn auch eine durchmischte Bilanz hinsichtlich des Gelingens von
Gemeindefusionen gezogen werden:
Im Rahmen der Verleihung des Demokratiepreises durch die Neue Helvetische
Gesellschaft für den als vorbildhaft bezeichneten Zusammenschluss zwischen Marbach
und Escholzmatt wurde auf die Bedeutung des fortwährenden Einbezugs der

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Bevölkerung in die Fusionsplanung hingewiesen. Die Behörden hätten hier viel gelernt
und der sich selbst verstärkende Prozess der Gemeindezusammenschlüsse sei
reibungsloser geworden. Eine Fusion könne deshalb durchaus auch eine Chance für
eine Wiederbelebung des Milizsystems sein, insbesondere in sehr kleinräumigen
Strukturen, wo das Personal für Gemeindeämter zunehmend rarer werde. Erfolgreich
war auch eine Grossfusion im Kanton Tessin, wo sich rund um Bellinzona 13 Gemeinden
zur zwölftgrössten Stadt der Schweiz zusammenschlossen. Der Südkanton tat sich in
den letzten Jahren mit einer eigentlichen Flurbereinigung hervor: Zwischen 2000 und
2015 verschwanden nicht weniger als 110 Gemeinden – Corippo, mit 14 Einwohnern die
kleinste Gemeinde der Schweiz, bewahrte allerdings bisher die Eigenständigkeit. Auch
im Kanton Freiburg stimmte die Bevölkerung von sieben Gemeinden einer neuen
Grossgemeinde zu. Estavayer wird mit rund 9'000 Einwohnern ab 2017 die viertgrösste
Gemeinde im Kanton. 
Freilich stiessen Fusionsprojekte auch 2015 auf Widerstand. Im Sonntagsblick wurde gar
ein Stopp des "Fusions-Unsinns" gefordert. Die Boulevardzeitung wies darauf hin, dass
eine Fusion in den wenigsten Fällen zu versprochenen Kosteneinsparungen führe. In
der Tat wurden 2015 auch einige Fusionspläne von der Stimmbevölkerung lahmgelegt.
So wollte Bellinzona eigentlich zehntgrösste Stadt der Schweiz werden, vier der
ursprünglich 17 Gemeinden stellten sich allerdings quer. Im Kanton Solothurn stimmten
drei der fünf beteiligten Partner rund um Solothurn gegen den als "Top5" bezeichneten
Fusionsplan. Im basellandschaftlichen Fricktal lehnte eine der vier beteiligten Partner
die Fusion ab und auch im Kanton Freiburg wurden im März gleich drei
unterschiedliche Grossfusionsprojekte an der Urne beerdigt. Der Westschweizer
Kanton treibt Gemeindezusammenschlüsse aktiv voran: Neben dem Kanton Tessin (-110)
und dem Kanton Graubünden (-98) sticht Freiburg mit den meisten Gemeindefusionen
zwischen 2000 und 2015 ins Auge (-92). Geplant ist hier auch eine Grossfusion in der
Region La Gruyère mit nicht weniger als 25 Gemeinden. Weniger erfolgreich in ihren
kantonalen Bemühungen waren die Kantone Waadt und Bern, die schweizweit noch
immer die meisten Gemeinden aufweisen. Der Kanton Bern hatte sich zum Ziel gesetzt,
innert 15 Jahren die Zahl an rund 400 Gemeinden auf 300 zu verringern. Ende 2015 gab
es allerdings noch immer 352 eigenständige Kommunen. Auch im Kanton Waadt, der
eher sanfte Anreize setzt, gab es Ende 2015 noch immer 318 Kommunen; 66 weniger als
im Jahr 2000. Mit der Reduktion der 29 Gemeinden auf nur noch drei
Verwaltungseinheiten war 2006 die radikalste Fusionskur im Kanton Glarus
durchgeführt worden. Ähnliche Pläne verfolgt der Kanton Schaffhausen, indem die
Regierung unter anderem die Ersetzung aller Gemeinden durch eine einzige
Zentralverwaltung vorschlug.
Ein Anfang 2015 von der Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur vorgelegter
"Fusions-Check" will den wirtschaftlichen, demokratiepolitischen und
gesellschaftlichen Veränderungen aufgrund von Fusionen auf die Spur kommen. In
ersten Analysen zeigte sich etwa, dass die politische Partizipation in grösser
gewordenen Gemeinden abnimmt. Fusionen seien deshalb differenziert zu betrachten,
so die Studienleiter. 7

Ende Februar 2016 stimmte die Bevölkerung des Kantons Schaffhausen über die beiden
Varianten für eine kantonale Strukturreform ab. Zur Auswahl standen die Schaffung
eines Einheitskantons mit der Auflösung aller 26 Gemeinden oder ein im Detail noch
auszuarbeitendes Modell, das eine Verringerung der Anzahl Gemeinden vorsah, um
diese möglichst leistungsfähig zu machen. Zu beiden Vorschlägen konnte die
Stimmbevölkerung Ja oder Nein sagen. Einig war man sich zwar, dass eine
Strukturreform notwendig sei. Das im Vorfeld erwartete doppelte Nein überraschte
dennoch niemanden. Dazu beigetragen hatte wohl auch der Umstand, dass weder der
Kantonsrat noch die Regierung im Vorfeld der Abstimmung eine Empfehlung abgegeben
hatten. Der Anteil von 81.6% Nein-Stimmen gegen den Einheitskanton war ein
deutliches Zeichen gegen eine radikale Top-Down-Reform. Der vergleichsweise knappe
Anteil an 54.4% Nein-Stimmen gegen die zweite Variante wurde hingegen als
grundlegende Reformwilligkeit interpretiert. Das Gros der Stimmenden schien der
Ansicht zu sein, dass eine als notwendig erachtete Reform eher von unten wachsen
müsse statt von oben aufgezwängt zu werden. Auf kommunaler Ebene beschlossenen
Fusionen williger Nachbargemeinden werden mehr Chancen eingeräumt als einer von
oben erzwungenen Auflösung der Gemeindeautonomie. In der Tat finden zwischen
verschiedenen Gemeinden Fusionsverhandlungen statt. 8

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 28.02.2016
MARC BÜHLMANN
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Als Teil ihrer Kampagne zum Stadt-Land-Graben lancierte die SVP Schweiz im Herbst
2021 die Forderung, dass für demokratische Entscheide innerhalb der Kantone neu
föderalistische Prinzipien eingeführt werden sollen. So soll gemäss dem Positionspapier
zum einen bei kantonalen Volksabstimmungen nebst dem Volksmehr künftig ein
Bezirksmehr oder ein Gemeindemehr nötig sein und zum anderen sollen
Kantonsparlamente künftig über ein Zweikammersystem mit einer Volks- und einer
Bezirkskammer verfügen. Die Partei wollte damit die Institutionen des Ständemehrs und
des Ständerats von der Bundesebene auf die Kantonsebene übertragen und so den
ländlichen gegenüber den städtischen Gebieten mehr Gewicht verleihen: Es gehe
darum, «den schädlichen Einfluss der links-grünen Städte auf die freiheitliche
politische Kultur der Schweiz zu beschränken sowie mehr Fairness und Transparenz in
den Stadt-Land-Beziehungen sicherzustellen».
Die Idee eines Bezirks- oder Gemeindemehrs – die in Kantonen wie Schaffhausen,
Appenzell Ausserrhoden, Bern oder Zug freilich auch schon früher diskutiert, aber stets
verworfen worden war – griffen sodann verschiedene Exponentinnen und Exponenten
sowie Kantonalsektionen der SVP auf. Auf Bundesebene erkundigte sich SVP-Ständerat
Werner Salzmann (svp, BE) mit einer Interpellation (Ip. 21.4000), ob es
bundesrechtliche Vorbehalte gegen ein Doppelmehr-Erfordernis in den Kantonen
gebe. Der Bundesrat führte in seiner Antwort aus, dass diese Frage bisher nicht
eindeutig geklärt sei und durch die Gerichte oder gegebenenfalls durch die
Bundesversammlung  bei der Gewährleistung einer entsprechend angepassten
Kantonsverfassung entschieden werden müsste. In der Rechtswissenschaft werde
jedoch grösstenteils die Ansicht vertreten, dass ein Doppelmehr-Erfordernis für
kantonale Abstimmungen unterhalb der Verfassungsstufe wohl zulässig wäre, während
es bei Verfassungsabstimmungen vermutlich im Widerspruch zu Art. 51 BV stünde;
dieser schreibt den Kantonen vor, dass sie eine Anpassung ihrer Verfassungen vorsehen
müssen, «wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten es verlangt».
Im Kanton Zürich gab die SVP im Oktober 2021 bekannt, eine kantonale Volksinitiative
zur Einführung eines Bezirksmehrs zu prüfen. In St. Gallen wählte die SVP den
parlamentarischen Weg und forderte mit einer Motion die Einführung eines
Gemeindemehrs für alle kantonalen Abstimmungen unterhalb der Verfassungsstufe;
nach ihrer Ansicht würde dies letztlich den Zusammenhalt zwischen ländlichen und
städtischen Regionen stärken. Im Kantonsrat blieb der Vorschlag indes chancenlos.
Davor hatte sich auch der Regierungsrat dezidiert für eine Ablehnung des Vorstosses
ausgesprochen, weil dieser ein «massives Ungleichgewicht» bei der Stimmkraft der
Stimmberechtigten aus grossen und kleinen Gemeinden schaffen und damit der
Akzeptanz und Legitimität von Abstimmungsergebnissen schaden würde. Der Vergleich
zum Ständemehr auf Bundesebene sei verfehlt, weil die Gemeinden in den Kantonen
weder historisch noch staatspolitisch eine ähnliche Rolle hätten wie die Kantone im
Bund. Zudem machte die St. Galler Regierung verfassungsrechtliche Bedenken
geltend. 9
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